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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 26. 


(r. 4419.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
a dem Namen „Coͤlniſche Maſchinenbau-Aktiengeſellſchaft“, mit dem Do⸗ 
mizil zu Coͤln. Vom 30. April 1856. 8 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft mit 
dem Domizil zu Coͤln unter dem Namen „Coöͤlniſche Maſchinenbau⸗Aktienge⸗ 
ſellſchaft“, welche zum Zweck die Errichtung und den Betrieb einer Maſchinen⸗ 
Fabrik, Keſſelſchmiede, Eiſengießerei und Schiffsbauanſtalt, und ſomit die Her⸗ 
ſtellung von Maſchinen aller Art, Dampfkeſſeln, Eiſenbahnwagen, Schiffen 
und dergleichen Gegenſtaͤnden hat, auf Grund des Geſetzes vom 9. November 
1843. Allergnaͤdigſt genehmigt und den in dem notariellen Akte vom 12. Maͤrz 
d. J. feſtgeſtellten und verlautbarten Geſellſchaftsſtatuten Unſere landesherrliche 
Beſtaͤtigung ertheilt haben. 5 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem notariellen Akte vom 12. Maͤrz 
d. J. fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaute der Statuten durch die 
Geſetz- Sammlung und das Amtsblatt Unſerer Regierung zu Coͤln zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht werde. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Königlichen Inſiegel. a 
Gegeben Charlottenburg, den 30. April 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Jahrgang 1856. (Fr. 4419.) 49 Sta⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 2. Juni 1856. 
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Statuten 


der 


Cölniſchen Maſchinenbau⸗Aktiengeſellſchaft. 


Titel J. 
Bildung, Sitz, Dauer und Gegenſtand der Geſellſchaft. 
1 


Unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung wird eine Aktien⸗ 
Geſellſchaft nach Artikel 29. ff. des Rheiniſchen Handelsgeſetzbuches und in 


Gemaͤßheit des Geſetzes vom 9. November 1843. unter nachfolgenden Formen 


errichtet. 
Die Geſellſchaft erhaͤlt den Namen: 
„Coͤlniſche Maſchinenbau-Aktiengeſellſchaft.“ 


2. 
Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Coͤln. 


F. 33 
Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf funfzig Jahre beſtimmt, von dem 
Tage an gerechnet, wo die Geſellſchaft nach H. 5. dieſer Statuten in Wirk⸗ 
ſamkeit tritt. Die Generalverſammlung kann eine Verlängerung uͤber dieſe 
Friſt hinaus nach $. 43. beſchließen; jedoch unterliegt dieſer Beſchluß der lan⸗ 
des herrlichen Genehmigung. 


H. 4. 

Der Zweck der Geſellſchaft iſt die Errichtung und der Betrieb einer 
großartigen Maſchinenfabrik, Keſſelſchmiede, Eiſengießerei und Schiffsbauanſtalt, 
ſomit die Herſtellung von Maſchinen aller Art, Dampfkeſſeln, Eiſenbahnwagen, 
Schiffen u. ſ. w. Die Geſellſchaft iſt berechtigt, mit den zur Herſtellung ihrer 
Fabrikate erforderlichen Rohſtoffen, ſowie mit allen zu ihrem Geſchaͤftskreiſe 
gehörigen Fabrikaten in allen dem Konſum anpaſſenden Formen Handel zu 
treiben, dieſelben zu kaufen und zu verkaufen. Dieſelbe iſt ferner berechtigt 
zum Betriebe derjenigen Geſchaͤfte, welche zur Erreichung der vorbezeichneten 
Zwecke erforderlich ſind. 


Titel II. 
Grundkapital, Aktien, Aktionaire. 


H. 5. 

Das Grundkapital der Geſellſchaft beſteht aus drei Millionen Thalern 
Preußiſch Kurant, getheilt in fuͤnfzehn tauſend Aktien von zweihundert Thalern 
jede. Von dieſem Grundkapital wird ſofort Eine Million Thaler emittirt, der 
Reſt auf Beſchluß des Verwaltungsrathes, ſobald der Verwaltungsrath die 
Emiſſion deſſelben für angemeſſen erachtet. 


Die 
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Die Uebernahme des Reſtes bleibt den Zeichnern der erſten Million Tha⸗ 
ler pro rata ihrer Zeichnung vorbehalten. Die Geſellſchaft kann eine Erhoͤ⸗ 
hung des Aktienkapitals uͤber drei Millionen Thaler hinaus in der durch H. 43. 
beſtimmten Weiſe beſchließen; der desfallſige Beſchluß unterliegt der landesherr⸗ 
lichen Genehmigung. 

Die Geſellſchaft tritt in Wirkſamkeit, ſobald die landesherrliche Geneh- 
migung erfolgt und der Koͤniglichen Regierung zu Coͤln nachgewieſen ſein wird, 
daß zweitauſend und fuͤnfhundert Aktien gezeichnet ſind. 

Sollte dieſer Nachweis nicht innerhalb Jahresfriſt nach dem Tage der 
Veroffentlichung der landesherrlich genehmigten Statuten im Amtsblatte der 
erwähnten Königlichen Regierung geführt werden, fo kann das Koͤnigliche Mi⸗ 
niſterium fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten die landesherrliche Ge— 
nehmigung fuͤr erloſchen erklaͤren. 

H. 6. ü 

Die Aktien werden, auf jeden Inhaber lautend, in nachſtehender Art 
ausgefertigt. Jede Aktie wird, mit einer laufenden Nummer verſehen, aus 
einem Stammregiſter ausgezogen und von zwei Mitgliedern des Verwaltungs⸗ 
rathes unterzeichnet. Mit jeder Aktie werden fuͤr eine angemeſſene Zahl von 
Jahren Dividendenſcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebſt Talon ausgereicht, 
welche nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. 

Das Schema der Aktien, Dividendenſcheine und Talons iſt sub Litt. A. 
hier beigefuͤgt. ; 

Sl 


Die Einzahlung der Aktienbetraͤge erfolgt nach dem Beduͤrfniſſe der Ge- 
ſellſchaft in Raten von zehn bis fuͤnf und zwanzig Prozent, jedesmal binnen 
vier Wochen nach einer in die durch H. 12. bezeichneten Zeitungen einzuruͤcken⸗ 
den Aufforderung des Verwaltungsrathes. 

; Nachdem die Geſellſchaft in Gemaͤßheit des H. 5. in Wirkſamkeit getreten, 
werden ſofort mindeſtens zehn Prozent und im Laufe des erſten Jahres über: 
haupt mindeſtens zwanzig Prozent der Aktien eingefordert. 

Der Zeichner der Aktie haftet fuͤr puͤnktliche Einzahlung der erſten vier— 
zig Prozent des Nominalbetrages in dem Maaße, daß er von dieſer Verpflich⸗ 
tung weder durch Uebertragung feines Anrechtes auf einen Dritten ſich be= 
freien, noch Seitens der Geſellſchaft entbunden werden kann. — Nach Ein⸗ 
zahlung von vierzig Prozent iſt eine Uebertragung der aus den geleiſteten Zah⸗ 
lungen entſpringenden Rechte und Verbindlichkeiten an einen Dritten zuläffig, 
bewirkt aber die Befreiung des Cedenten von jeder weiteren bezuͤglichen Zah- 
lungsverbindlichkeit nur in dem Falle, wenn die Geſellſchaft hierzu ihre Ein⸗ 
willigung ertheilt hat. — Wer innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt die Zah— 
lung nicht leiſtet, verfaͤllt zu Gunſten der Geſellſchaft in eine Konventional⸗ 
ſtrafe von einem Fuͤnftel des ausgeſchriebenen Betrages. Wenn innerhalb 
zweier Monate nach einer erneuerten Aufforderung die Zahlung noch immer 
nicht erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin eingezahlten Raten 
als verfallen und die durch die Ratenzahlung, ſowie durch die urſpruͤngliche 
Unterzeichnung dem Aktiongir gegebenen Anſpruͤche auf den Empfang von Ak⸗ 
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tien für vernichtet zu erflaren. Eine folche Erklaͤrung erfolgt auf Beſchluß 

des Verwaltungsrathes durch oͤffentliche Bekanntmachung unter Angabe der 
Nummern der Aktien. An die Stelle der auf dieſe Art ausſcheidenden Aktio⸗ 
naire können von dem Verwaltungsrathe neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. 


H. 8. 

Ueber die Theilzahlungen werden auf den Namen lautende Interims⸗ 
Quittungen ertheilt und nach Einzahlung des vollen Betrages gegen die Ak⸗ 
tiendokumente ausgewechſelt. 


H. 9. 

Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Aktien oder Dividendenſcheine 
mortifizirt werden, ſo erlaͤßt der Verwaltungsrath dreimal in Zwiſchenraͤumen 
von vier Monaten eine öffentliche Aufforderung, jene Dokumente einzuliefern, 
oder die etwaigen Rechte an denſelben geltend zu machen. Sind, nachdem 
zwei Monate nach der letzten Aufforderung vergangen, die Dokumente nicht 
eingeliefert, oder die Rechte nicht geltend gemacht worden, ſo erklärt das Lande 
gericht zu Coͤln die Dokumente für nichtig, der Verwaltungsrat) veröffentlicht 
den betreffenden Beſchluß durch die im K. 12. erwähnten öffentlichen Blätter 
und fertigt an Stelle dieſer Dokumente andere aus. Die Koſten dieſes Ver⸗ 
fahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern dem Betheiligten zur Laſt. 


10. 


Alle Aktionaire haben in Cöln Domizil zu waͤhlen. Diejenigen, die kein 
beſonderes Domizil gewaͤhlt haben, ſollen ſo angeſehen werden, als haͤtten ſie 
ihr Domizil auf dem Sekretariate des Handelsgerichts zu Coͤln. 

Mehrere Repraͤſentanten und Rechtsnachfolger eines Aktionairs ſind nicht 
befugt, ihre Rechte einzeln und getrennt auszuüben; fie konnen dieſelben viel⸗ 
mehr nur zuſammen und zwar durch Eine Perſon wahrnehmen laſſen. 


$. 11. 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt der Aktionair, unter welcher 
Benennung es auch ſei, zu Zahlungen nicht verpflichtet, den einzigen Fall der 
im F. 7. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. 


§. 12. 

Alle Öffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen in dem 
Preußiſchen Staats⸗Anzeiger zu Berlin, in der Coͤlniſchen Zeitung und in der 
Elberfelder Zeitung. Geht eines dieſer Blätter ein, fo ſoll die Peroͤffentlichung 
in den uͤbrigbleibenden Blättern fo lange genügen, bis die naͤchſte General⸗ 
Verſammlung an die Stelle des eingegangenen Blattes ein anderes beſtimmt 
hat. Die Regierung kann, ſobald ſie es erforderlich erachtet, vorſchreiben, 
welche Blaͤtter an Stelle der oben genannten treten ſollen. Dieſe Verfuͤgung 
iſt durch die Amtsblaͤtter derjenigen Regierungen zu veröffentlichen, in deren 
Bezirken die Geſellſchaftsblaͤtter erſcheinen. 


Titel 
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Titel III. 
Von dem Verwaltungsrathe. 
, | 
Die obere Leitung der Geſellſchaft, ſowie die Vertretung derſelben in 
allen Beziehungen wird einem von der Generalverſammlung ernannten Ver⸗ 
waltungsrathe anvertraut. Die Wahlverhandlung erfolgt in Gegenwart eines 
Notars, und ein von dieſem uͤber das Reſultat derſelben ausgeſtellter Akt bil⸗ 
det die Legitimation der Verwaltung. Der Verwaltungsrath beſteht aus zehn 
Mitgliedern. Ihre Funktionen dauern ſechs Jahre; alle drei Jahre ſcheiden 
fuͤnf Mitglieder aus dem Verwaltungsrathe aus. Die Generalverſammlung 
waͤhlt ihre Nachfolger durch geheime Abſtimmung. Welche Mitglieder in den 
Jahren, wo der Turnus noch nicht feſtſteht, auszuſcheiden haben, wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. Die Namen 
der Gewaͤhlten werden durch die im F. 12. benannten Zeitungen oͤffentlich 
bekannt gemacht. 


§. 14. 


Fuͤr die Dauer des Baues der Etabliſſements und fuͤr die erſten ſechs 
Jahre nach Eröffnung des Geſchaͤftsbetriebes bilden die Stifter der Geſell⸗ 
ſchaft, die Herren Friedrich Diergardt, Georg Heuſer, Franz Damian Leiden, 
Guſtav Mallinckrodt, Guſtav Meviſſen, Abraham Oppenheim, Jakob vom Rath, 
Ludwig Theodor Rautenſtrauch, Caͤſar Schoͤller und Carl Stein den Verwal⸗ 
tungsrath. Die erſte theilweiſe Erneuerung des Verwaltungsrathes findet dem⸗ 
nach in der ordentlichen Generalverſammlung des ſiebenten Betriebsjahres, 
ſpaͤteſtens in der des Jahres 1862, ſtatt. 

$. 15. 5 

Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß mindeſtens fünf und zwanzig 
Aktien beſitzen oder erwerben; die Dokumente dieſer Aktien werden in das 
Archiv der Geſellſchaft hinterlegt und bleiben, ſo lange die Funktionen des In⸗ 
habers als Verwaltungsrath dauern, unveraͤußerlich. 

§. 16. 

Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Praͤſidenten und 
einen Vizepraͤſidenten. Ihre Funktionen in dieſer Eigenſchaft dauern Ein Jahr; 
ſie ſind nach Ablauf deſſelben wieder waͤhlbar. Sollten Beide verhindert ſein, 
einer Sitzung des Verwaltungsrathes beizuwohnen, ſo uͤbernimmt das nach den 
Lebensjahren aͤlteſte Mitglied den Vorſitz. | 

8 g 

Kommt in außergewoͤhnlicher Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des 
Verwaltungsrathes zur Erledigung, ſo wird dieſelbe vorläufig für die Dauer 
bis zur naͤchſten Generalverſammlung von dem Verwaltungsrathe wieder beſetzt. 
Die definitive Wiederbeſetzung erfolgt durch Wahl der Generalverſammlung. 
Das in dieſer Weiſe gewaͤhlte Mitglied ſcheidet an dem Termine aus, an 
welchem die Dauer der Funktionen ſeines Vorgaͤngers aufgehoͤrt haben 1 
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Bis zu der im H. 14. beſtimmten erſten theilweiſen Erneuerung ergänzt dern 


Verwaltungsrath ſich ſelbſt. 


§. 18. 

Der Verwaltungsrath verſammelt ſich fo oft, als er es für dienlich er 
achtet, an feſtzuſetzenden Terminen auf Einladung des Praͤſidenten oder auf 
den Antrag von drei Verwaltungsraͤthen, in der Regel mindeſtens monatlich 
einmal, um von dem Gange der Geſchaͤfte Kenntniß zu nehmen und Erforder- 
liches zu beſchließen. Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden nach ab⸗ 
ſoluter Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt. Im Falle der 
Stimmengleichheit uͤberwiegt die Stimme des Praͤſidenten oder in deſſen Ab⸗ 
weſenheit des Vizepraͤſidenten, beziehungsweiſe des in deren Stelle tretenden 
anweſenden Mitgliedes des Verwaltungsrathes, welches an Lebensjahren das 
ältefte if. Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von 
wenigſtens fuͤnf Mitgliedern erforderlich. 


$. 19. 

Der Verwaltungsrath beraͤth und verfuͤgt innerhalb der Grenzen des 
Statutes uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit ſolche nicht der Bez 
ſchlußnahme der Generalverſammlung vorbehalten ſind; namentlich beſtimmt er 
über die Anlegung der disponibeln Fonds und normirt die Höhe der zu be 
willigenden oder in Anſpruch zu nehmenden Kredite. Er beſchließt uͤber das 
Erforderniß, die Art und Weiſe, ſowie uͤber die Bedingungen der zu machenden 
Anleihen. Er entſcheidet uͤber die Erwerbung und Veraͤußerung von Immo⸗ 
bilien, uͤber Neubauten, große Reparaturen an den Immobilien, ſowie uͤber 
Plan und Umfang der zu errichtenden Etabliſſements. Er erkennt uͤber alle 
wichtigen Verträge, welche ſich auf die Regulirung der Preiſe und des Ab: 
ſatzes der Produkte der Geſellſchaft beziehen, ſowie uͤber alle wichtigen Ankaͤufe 
von Rohprodukten fuͤr die Fabrikation oder fuͤr den Handel der Geſellſchaft. 
Er ernennt und entlaͤßt nach Maaßgabe des Dienſtvertrages den General: 
Direktor, ſowie, in der Regel auf den Vorſchlag des Generaldirektors, alle 
uͤbrigen Beamten der Geſellſchaft, welche im Jahresgehalte ſtehen und eine 
Beſoldung von uͤber dreihundert Thalern jaͤhrlich erhalten. Er beſtimmt die 
Gehaͤlter der Beamten, die etwaigen Kautionen derſelben und die allgemeinen 
Verwaltungskoſten. — Er iſt befugt, alle Beamten der Geſellſchaft wegen 
Verletzung ihrer Dienſtpflichten, ſowie wegen grober Fahrlaͤſſigkeit, jederzeit 
ihrer Stelle zu entſetzen, was in jeden Dienſtvertrag einzuruͤcken iſt und wozu 
hinſichtlich des Generaldirektors ein von wenigſtens acht zuſtimmenden Mit⸗ 
gliedern des Verwaltungsrathes gefaßter Beſchluß, hinſichtlich der übrigen Be: 
amten aber nur ein von wenigſtens ſieben zuſtimmenden Mitgliedern des Ver— 
waltungsrathes gefaßter Beſchluß erforderlich iſt. 

$. 20. 

Fuͤr die der Generalverſammlung vorbehaltenen Entſcheidungen liegt in 
den Beſchluͤſſen der Generalverſammlung uͤber die auszufuͤhrenden Maaßregeln 
zugleich die Ertheilung der General- und Spezialvollmacht an den Verwal⸗ 
tungsrath, dieſe Beſchluͤſſe zu vollziehen, oder vollziehen zu laſſen. 8 41 
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H. 21. 


Alle Ausfertigungen des Verwaltungsrathes werden von dem Praͤſiden⸗ 
ten oder von dem Vizepraͤſidenten oder von zwei Mitgliedern des Verwal⸗ 
tungsrathes unterſchrieben. 

§. 22. 

Der Verwaltungsrath wird nicht beſoldet; er bezieht jedoch, ſo lange 
vom Geſellſchaftskapitale nicht mehr als Eine Million Thaler emittirt worden, 
außer dem Erſatze fuͤr die durch ſeine Funktionen veranlaßten Auslagen, fuͤr 
ſeine Muͤhewaltung eine Tantieme von fuͤnf Prozent vom Reingewinne. Der 
Verwaltungsrath ſtellt die Vertheilung dieſer Tantieme unter ſeine Mitglieder feſt. 

Ueberſteigt aber die Emiſſion die Summe von Einer Million Thalern, 
ſo ſetzt die Generalverſammlung die Summe feſt, uͤber welche hinaus die einem 
Mitgliede des Verwaltungsrathes zuzuwendende Tantieme ſich nicht erheben 
kann. Die feſtgeſetzte Summe gilt, bis fie von der Generalverſammlung ander⸗ 
weit beſtimmt wird. 

Titel IV. 
Vom Generaldirektor. 
H. 23. 


Zur ſpeziellen Führung der Geſchaͤfte nach den Beſchluͤſſen des Verwal⸗ 
tungsrathes wird aus deſſen Mitte oder auch außerhalb deſſelben ein General⸗ 
Direktor angeſtellt, welcher, wenn er nicht Mitglied des Verwaltungsrathes iſt, 
nur eine berathende Stimme hat. 

Die Beſoldung des Generaldirektors kann zum Theil in einem Antheile 
am Reingewinne beſtehen. f 

Die durch den Verwaltungsrath ausgeſprochene Entſetzung des Generals; 
Direktors wegen Verletzung ſeiner Dienſtpflichten, ſowie wegen grober Fahr⸗ 
läffigkeit ($. 19.) hat zur Folge, daß alle demſelben vertragsmaͤßig gewährten 
Anſpruͤche an die Geſellſchaft auf Beſoldung, Entſchaͤdigungen, Gratifikationen 
oder andere Vortheile fuͤr die Zukunft von ſelbſt erloͤſchen. Dies iſt in den 
Dienſtvertrag mit aufzunehmen. 

§. 24. 

Der Generaldirektor unterzeichnet die Korreſpondenz, ſowie alle Zahlungs⸗ 
Anweiſungen auf den Kaſſirer und alle Quittungen. Er accepfirt, unter 
ſchreibt, endoſſirt alle Wechſel und Anweiſungen und zeichnet fuͤr alle laufen⸗ 
den Geſchaͤfte, welche als Ausfuͤhrung der bereits getroffenen Einrichtungen 
oder gefaßten Beſchluͤſſe oder abgeſchloſſenen Vertraͤge zu betrachten; doch muͤſſen 
alle Unterſchriften des Generaldirektors von einem Mitgliede des Verwaltungs— 
rathes oder in Behinderungsfaͤllen von einem zweiten Beamten der Geſellſchaft, 
den der Verwaltungsrath delegirt, kontraſignirt werden. Der Generaldirektor 
iſt verpflichtet, bei allen gerichtlichen Verhandlungen, bei welchen die Partei 
durch einen Bevollmächtigten ſich vertreten laſſen kann, die Rechte der Gefell- 
ſchaft wahrzunehmen. Seine Legitimation bildet die vom Verwaltungsrathe zu 
ertheilende Vollmacht oder Beſtallung. 

(Ar. 4419.) H. 25. 
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H. 25. 
Der Generaldirektor ernennt und entlaͤßt nach Maaßgabe des Dienſt⸗ 
vertrages alle Beamten der Geſellſchaft, welche nicht im Jahresgehalte ſtehen, 
oder eine jaͤhrliche Beſoldung von hoͤchſtens dreihundert Thalern erhalten. 
Er iſt befugt, alle Geſellſchaftsbeamten wegen Verletzung ihrer Dienftpflichten, 
wegen grober Fahrlaͤſſigkeit oder aus anderen Gruͤnden vom Dienſte zu ſus⸗ 
pendiren, hat aber davon ſofort dem Verwaltungsrathe Anzeige zu machen. 
H. 26. 

Bei Krankheits⸗ oder ſonſtigen Behinderungsfaͤllen des Generaldirektors 
uͤbernimmt ein vom Verwaltungsrathe dazu beſtimmtes Mitglied des Verwal⸗ 
tungsrathes oder ein von dieſem ernannter Angeſtellter der Geſellſchaft provi⸗ 
ſoriſch deſſen Dienſt. 

§. 27. 

Der Generaldirektor muß mindeſtens fuͤnf und zwanzig Aktien der Ge⸗ 
ſellſchaft beſitzen oder erwerben. Dieſe Aktien werden in das Archiv der Ge⸗ 
ſellſchaft hinterlegt und duͤrfen, ſo lange die Funktionen des Inhabers dauern, 
weder veraͤußert noch uͤbertragen werden. 


Titel V. 
Don den Seneralverſammlungen. 


$. 28. 


Im zweiten Quartale jeden Jahres findet regelmaͤßig in Cöln eine Ver⸗ 
ſammlung derjenigen Aktionaire ſtatt, auf deren Namen in den Aktienregiſtern 
der Geſellſchaft fuͤnf oder mehrere Aktien am Tage der Verſammlung ſeit 
mindeſtens ſechs Wochen eingeſchrieben ſtehen. Die Einſchreibung der Aktien 
erfolgt bei dem Werwaltungsrathe entweder gegen Vorzeigung der Aktien oder 
eines dem Verwaltungsrathe als genügend erſcheinenden Zeugniſſes über den 
Beſitz derſelben und auf ſchriftliches Erſuchen. Ueber die erfolgte Einſchrei⸗ 
bung ertheilt der Verwaltungsrath auf Verlangen eine Beſcheinigung. Die in 
dieſer Weiſe berechtigten Aktionaire, welche ſich perſoͤnlich oder durch Bevoll⸗ 
maͤchtigte, nach H. 30., an der Generalverſammlung betheiligen wollen, haben 
wenigſtens acht Tage vor der Generalverſammlung ihre Aktien entweder bei der 
Geſellſchaft oder bei den vom Verwaltungsrathe zu bezeichnenden Bankhaͤuſern 
bis zum Tage nach der Generalverſammlung zu deponiren. Die ihnen hieruͤber 
zu ertheilenden Depoſitenſcheine dienen als Legitimation zur Erlangung der Ein⸗ 
trittskarten, welche vom Verwaltungsrathe mindeſtens einen Tag vor der Gene⸗ 
ralverſammlung auszugeben ſind. ; 

Daſſelbe Verfahren findet auch bei den außerordentlichen Generalver⸗ 
ſammlungen ſtatt. 

H. 29. 

Der „Verwaltungs rath beruft mittelſt oͤffentlicher Bekanntmachungen 
durch die im H. 12. erwaͤhnten Zeitungen ſowohl die regelmaͤßigen, 15 
ie 
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die außergewoͤhnlichen Verſammlungen, letztere, wenn er es fuͤr dienlich erachtet, 
oder wenn wenigſtens zehn Aktionaire, welche Inhaber von mindeſtens Eintauſend 
Aktien ſind, ſchriftlich darauf antragen. Die Bekanntmachung ſoll mindeſtens 
vierzehn Tage vor der Verſammlung ſtattfinden. Der Zweck der außergewoͤhn⸗ 
lichen Verſammlungen ſoll im Einberufungsſchreiben angegeben werden. 

$. 30. 

In der Generalverſammlung koͤnnen abweſende Aktionaire durch Woll- 
macht, jedoch nur durch ſtimmberechtigte Aktionaire vertreten werden. Die 
Vollmachten ſind dem Verwaltungsrathe am Tage vor der Generalverſamm⸗ 
lung vorzulegen. Prokuratraͤger einer Handlungsfirma ‚können dieſelben Rechte 
ausüben, wie die Chefs der Handlung. Die innerhalb des Statuts gefaßten 
Beſchluͤſſe der Generalverſammlung ſind bindend fuͤr die nicht erſcheinenden oder 
nicht vertretenen Aktionaire, ſowie fuͤr den Verwaltungsrath. 

Gh 


In der Generalverſammlung hat, mit Ausſchluß des im F. 40. vor: 
geſehenen Falles, der Inhaber von fuͤnf Aktien Eine Stimme, zehn Aktien 
zwei Stimmen, fuͤnfzehn Aktien drei Stimmen, zwanzig Aktien vier Stim⸗ 
men und jede weiteren fuͤnf Aktien Eine Stimme mehr, ſo daß der In⸗ 
haber von fuͤnfzig Aktien zehn Stimmen hat. Kein Aktionair iſt berechtigt, 
mehr als zehn Stimmen fuͤr eigene Aktien und mehr als zehn Stimmen fuͤr 
die von ihm in Vollmacht vertretenen Aktien abzugeben, ſo daß zwanzig Stim⸗ 
men das Maximum der in einer Hand befindlichen Stimmen bilden. 

§. 32. 

Die Generalverſammlung, regelmaͤßig konſtituirt, ftellt die Geſammtheit 
der Aktionaire dar. Der zeitige Vorſitzende des Verwaltungsrathes fuͤhrt auch 
den Vorſitz in der Generalverſammlung und ernennt den Protokollfuͤhrer und 
die Skrutatoren. Zu Skrutatoren koͤnnen weder Verwaltungsraͤthe noch Be— 
amte der Geſellſchaft ernannt werden. 

In den regelmaͤßigen Generalverſammlungen werden die Geſchaͤfte in 
nachfolgender Ordnung verhandelt: 

Erſtens, Bericht des Verwaltungsrathes über die Lage des Gefchäftes 
im Allgemeinen und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere; 

Zweitens, Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; 

Drittens, Berathung und Beſchlußnahme uͤber die Antraͤge des Ver⸗ 
waltungsrathes, ſowie uͤber die Antraͤge einzelner Aktionaire; letztere muͤſſen 
vor der Berufung der Generalverſammlung ſchriftlich eingereicht ſein; 

Viertens, Wahl von drei Rommiffarien, welche den Auftrag erhalten, 
die Bilanz mit den Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen 
und, rechtfindend, dem Verwaltungsrathe die Decharge zu ertheilen. Die Ge- 
neralverſammlung kann auf den ſchriftlichen Antrag von mindeſtens zehn Aktio⸗ 
nairen, welche zuſammen Inhaber von mindeſtens fuͤnfhundert Aktien ſind, ein⸗ 
zelne Mitglieder des Verwaltungsrathes, mit Einſchluß der im F. 14., ſowie 
der auf Grund des Schlußſatzes von H. 17. ernannten, aus bewegenden Gruͤn⸗ 
den ihrer Stelle entheben. d 

Jahrgang 1856. (Nr. 4419.) 50 H. 33, 
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F. 38. 


Die außerordentlichen Generalverſammlungen beſchaͤftigen ſich nur mit 
Gegenſtaͤnden, die bei der Berufung bezeichnet ſind. 


H. 34. 


N Mit Ausnahme der in den Hh. 3., 5., 40. und 43. bezeichneten Falle, 
vollbringen ſich die Beſchluͤſſe und Wahlen der Generalverſammlung mit ab⸗ 
ſoluter Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der Stimmen giebt diejenige des Vor⸗ 
ſitzenden den Ausſchlag. Die Wahlen werden vermittelſt geheimen Skruti⸗ 
niums vorgenommen. Auf den Antrag des Vorſitzenden, ſowie auf den An⸗ 
trag von wenigſtens fuͤnf Aktionairen muß auch uͤber andere Gegenſtaͤnde durch 
geheimes Skrutinium abgeſtimmt werden. Die Protokolle der Generalverfamm- 
lung werden von einem Notar aufgenommen und von dem Buͤreau und von 
denjenigen anweſenden Aktionairen, welche es wuͤnſchen, unterzeichnet. 


Titel VI. b 
Bilanz, Dividende und Reſervefonds. 


$. 35. f 


Am ein und dreißigſten Dezember jeden Jahres wird vom Generaldirek⸗ 
tor ein vollſtaͤndiges Inventar uͤber die Beſitzungen, Vorraͤthe und Ausſtaͤnde 
der Geſellſchaft errichtet, in ein dazu beſtimmtes Regiſter eingetragen und mit 
den Belaͤgen dem Verwaltungsrathe zur Pruͤfung und Feſtſtellung vorgelegt. 
Bei Aufſtellung des Inventars werden die Rohſtoffe und Materialienvorraͤthe 
nach dem laufenden Werthe, die Halbfabrikate und Fabrikate aber nach dem 
auf den laufenden Werth der Rohſtoffe baſirten Fabrikationspreiſe berechnet. 
Dieſes Inventar bildet die Grundlage der ebenfalls durch den Generaldirektor 
aufzuſtellenden und durch den Verwaltungsrath zu pruͤfenden und feſtzuſtellen⸗ 
den Bilanz des Geſellſchaftsvermoͤgens. — Der Verwaltungsrath beſtimmt all⸗ 
jährlich, wieviel zu dem Aktivum in der Bilanz zugeſchrieben werden ſoll, weil 
fuͤr Neubauten, Maſchinen oder groͤßere Anſchaffungen und Anlagen, die einen 
bleibenden Werth haben, Verwendungen und Auslagen gemacht worden ſind, 
und ebenſo, wieviel von dem Werthe der Immobilien, Mobilien und Forde⸗ 
rungen abzuſchreiben iſt, weil dieſelben an Werth verloren haben. — Die auf⸗ 
geſtellte Bilanz wird in den ſich aus dem F. 12. ergebenden Blaͤttern öffent: 
lich bekannt gemacht. 

H. 36. 


Nach Bewirkung der im $. 35. vorgeſehenen Zu- und Abſchreibungen 


bildet der Ueberſchuß der Aktiven nach Abzug der Paſſiven den Reingewinn. 


H. 37. 


Der Verwaltungsrath beſtimmt, wieviel von dem erzielten Reingewinne 
unter die Aktionaire vertheilt werden ſoll; es ſollen jedoch mindeſtens zehn Pro⸗ 
zent deſſelben zur Bildung eines Reſervefonds zur Deckung ee ee 

f er⸗ 
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Verluſte zurückgelegt werden. Ueber die Verwendung des Reſervefonds be⸗ 


Ye ſchließt der Verwaltungsrath. 


H. 38. 

Die Dividenden find in Coͤln an der Kaffe der Geſellſchaft zahlbar; 
dieſelben koͤnnen jedoch durch Beſchluß des Verwaltungsrathes auch an anderen 
Orten zahlbar geſtellt werden. Die Dividenden werden jaͤhrlich am erſten Juli 
gegen Einlieferung der ausgegebenen Dioidendenſcheine ausgezahlt, 


$. 39. 5 

Die Dividenden verjahren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
fünf Jahren, von dem Tage ab gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ge— 
ſtellt ſind. 5 i 
Titel VII. 

Auflöſung der Geſellſchaft. 
F. 40. 

Von dem Verwaltungsrathe oder von Aktionairen, welche zuſammen 
ein Fuͤnftel des Aktienkapitals beſitzen, kann der Antrag auf Aufloͤſung der 
Geſellſchaft geſtellt, die Aufloͤſung ſelbſt aber nur in einer beſonders dazu be⸗ 
rufenen Generalverſammlung durch eine Mehrheit von drei Viertheilen der 
anweſenden oder vertretenen Aktien beſchloſſen werden. In dieſer Generalver: 
ſammlung iſt jeder Aktionair, gleichviel, wieviel Aktien er beſitzt, ftimmberech- 
tigt, und wird jede vertretene Aktie fuͤr Eine Stimme gezaͤhlt; der desfallſige 
Beſchluß bedarf der landesherrlichen Genehmigung. Außerdem tritt die Aufloͤſung 
der Geſellſchaft in den in den SS. 25., 28. und 29. des Geſetzes vom 9. No⸗ 
vember 1843. beſtimmten Faͤllen ein und wird nach Maaßgabe der in jenen 
Hh. getroffenen geſetzlichen Beſtimmungen bewirkt. 


§. 41. 


Die Generalverſammlung beſtimmt den Modus der Liquidation und die 
Anzahl der Liquidatoren; ſie ernennt letztere und beſtimmt ihre Befugniſſe. 


Titel VIII. 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abänderung der Statuten. 


§. 42. 

Streitigkeiten zwiſchen den Aktionairen und der Geſellſchaft ſollen durch 
zwei von den Parteien zu erwaͤhlende, in Coͤln wohnende Schiedsrichter ohne 
Zulaſſung von Appell und Kaſſation geſchlichtet werden. Koͤnnen ſich die bei⸗ 
den Schiedsrichter nicht einigen, fo ernennt auf deren Antrag der zeitige Praͤ⸗ 
ſident des Handelsgerichtes zu Coͤln, oder, wenn dieſer ſelbſt Aktionair iſt, der 
naͤchſte unbetheiligte Handelsrichter nach ihm, einen Obmann, welcher vorzugs— 
weile aus den mit richterlichen Eigenſchaften verſehenen Juſtizbeamten zu waͤh⸗ 
len iſt. Iſt eine Partei länger als vierzehn Tage nach ergangener Aufforde⸗ 

(Nr, 4419.) 50 rung 


ng 


rung mit der Wahl des Schiedsrichters ſaͤumig, fo erfolgt die letztere in der⸗ 


ſelben Weiſe, wie die Wahl des Obmanns. Auch gegen den Ausſpruch des 
Obmanns findet weder Appell noch Kaſſation ſtatt. N 
$. 43. 

Abaͤnderungen des Statuts koͤnnen in einer Generalverſammlung mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln der anweſenden oder vertretenen Stimmen 
beſchloſſen werden, wenn ihr allgemeiner Inhalt bei der Einberufung angedeu⸗ 
tet war. Zu letzterer iſt der Verwaltungsrath auf Verlangen von zehn Aktio⸗ 
nairen, welche mindeſtens Eintauſend Aktien beſitzen, verpflichtet. Alle Abaͤn⸗ 
derungen des Statuts beduͤrfen der landesherrlichen Genehmigung. 


Titel IX. 
Verhältniß der Seſellſchaft zur Staatsregierung. 
$. 44. 

Die Königliche Regierung zu Cöln iſt befugt, einen Kommiſſar zur Wahr: 
nehmung des Auffichtsrechtes für beſtaͤndig oder für einzelne Faͤlle zu beſtellen. 
Dieſer Kommiſſar kann nicht nur den Geſellſchaftsvorſtand, die Generalver⸗ 
ſammlung oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft guͤltig zuſammenberufen und 
ihren Berathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Buͤchern, Rech⸗ 
nungen, Regiſtern und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der Geſell⸗ 
ſchaft, ihren Kaſſen und Anſtalten Einſicht nehmen. 

Die Geſellſchaft hat fuͤr den Fall, daß der Gemeinde, in welcher ſie die 
im H. 4. bezeichnete großartige Maſchinenfabrik, Keſſelſchmiede, Eiſengießerei und 
Schiffsbauanſtalt errichtet, oder den Nachbargemeinden durch von ihr herbei⸗ 
gezogene auswaͤrtige Arbeiter erhoͤhte Koſten fuͤr die Kirchen- und Schulbe⸗ 
duͤrfniſſe, ſowie für die Armenpflege erwachſen ſollten, für den durch die Ars 
beiter ſelbſt nicht gedeckten erhoͤhten Koſtenbetrag aufzukommen. 


Titel X. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
$. 45. 15 

Es wird hierdurch den Mitſtiftern der Geſellſchaft, Herren Diergardt, 
Meviſſen und Stein, und zwar allen dreien zuſammen, ſowie jedem fuͤr ſich 
allein im Falle der Abweſenheit des Andern, mit dem Rechte der Subſtitution 
Auftrag und Vollmacht ertheilt, die landesherrliche Genehmigung der Geſell— 
ſchaft nachzuſuchen, ſowie diejenigen Abaͤnderungen der Statuten und Zufäße 
zu denſelben Namens der Kontrahenten anzunehmen, welche die Staatsregie— 
gierung vorſchreiben oder empfehlen wird. Dieſe Abaͤnderungen ſollen fuͤr 
ſaͤmmtliche Kontrahenten und für alle in Gemaͤßheit des H. 1. dieſes Statuts 
beitretenden Aktionaire ebenſo rechtsverbindlich ſein, als wenn ſie woͤrtlich in 
dem gegenwärtigen Statute aufgenommen wären. 
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Beilage Littr. A. 
200 Thaler. 


Cölnische Maschinenbau - Actien- Gesellschaft. 


Gegruͤndet durch notariellen Vertrag vom 
Beſtaͤtigt durch Allerhoͤchſte Urkunde vom 


Actie 
uͤber 


„Zweihundert Thaler“ Preußiſch Kurant. 


Der Inhaber iſt an der Coͤlniſchen Maſchinen⸗ 
> bau⸗Aktien⸗Geſellſchaft für den Betrag von 
Zweihundert Thalern 
betheiligt und hat alle ſtatutenmaͤßigen Rechte und 
Pflichten. 
Dieſer Aktie 1155 zehn Dividenden ſcheine pro 
185. 186. einſchließlich 


TE 007 


nebſt Talon ent. 
Ausgefertigt Cöln, den .. 


Trockener Der berwaltungsrath. 


Stempel. 
(Eigenhaͤndige 1 zweier 
Mitglieder.) 


Cölnis che Maschinenbau- Actien- Gesellschaft. 
200 Thaler 


Dieſer Talon wird 

gebunden und be⸗ 

ruht im Archive der 
Geſellſchaft. 200 Thaler. 


Eingetragen sub Fol. ..... (Eigenhändige Unterſchrift 
des Regiſters. des Kontrolbeamten.) 
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(Ruͤckſeite.) 


Allerhöchste Beſtätigungs⸗Urkunde und Auszug aus dem 
Geſellſchakts Statut. 


Wir Friedrich Wilhelm, ıc. 
(Sodann inser. die, die Rechte und Pflichten der Aktionaire betreffenden 
Statuts⸗Paragraphen, ſoweit noͤthig und zweckmaͤßig.) 


Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Coͤln pro 18. Stuͤck .. 


DER 
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BE m 


Cölniſche Alafıhinenbau- Aktien- Gefellfchaft. - 
Anweiſung zu der Aktie M'..... 
-  (Zrodener Stempel.) 
Eingetragen in das Kuponregiſter Fol... (Eigenhaͤndige Unterſchrift des Kontrolbeamten.) 


N de 
Cölniſche Maſchinenbau-Aktien-Geſellſchaft. 
Dividendenſchein 
zu der Aktie W (Trockener Stempel.) 
Inhaber empfängt am 1. Juli 185. gegen dieſen 
Schein an der Geſellſchaftskaſſe in Cöln oder an den 
bekannt zu machenden Stellen die ſtatutenmäßig ermit⸗ 
telte Dividende für das Geſchaftsjahr 185. 
Cöln, den ten 185 
Der Verwaltungsrath. 
(Unterſchrift zweier Mitglieder per Facsimile.) 


— — a—2—ꝛ — —y—[——ß — 
Eingetr. Fol.. . . (Eigenhändige Unterſchrift des Kontrolbeamten.) 
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(Ruͤckſeite.) 5 


Inhaber empfängt am- gegen dieſe Anweiſung die zweite Serie der Divi— 
dendenſcheine zu der umſtehend bezeichneten Aktie. 
Cin, de n 18. 


Der Verwaltungsrath. 
(Unterſchrift zweier Mitglieder per Facsimile.) 


Zahlbar am 1. Juli 185. 
für das Geſchäftsjahr 185. 


$. 39. Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Ge⸗ 
ſellſchaft nach Ablauf von fünf Jahren bon 
dem Tage ab gerechnet, an welchem dieſelben 
zahlbar geſtellt ſind. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


